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TOP 14:

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches
Sozialgesetzbuch - Leistungsausweitung für Pflegebedürftige, Pflege-
vorsorgefonds (Fünftes SGB XI-Änderungsgesetz - 5. SGB XI-ÄndG)

Drucksache: 223/14

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Die Bundesregierung verfolgt mit dem Gesetzentwurf im Wesentlichen das
Ziel, die Pflegeversicherung weiterzuentwickeln und zukunftsfest zu machen.

Die Regelungen des Gesetzentwurfs im Einzelnen:

- Alle Leistungsbeträge der Pflegeversicherung werden um vier Prozent
(2,67 Prozent für die 2012 mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz einge-
führten Leistungen) erhöht.

- Unterstützungsleistungen wie die Kurzzeit-, Verhinderungs- und Tages-
und Nachtpflege sollen ausgebaut und besser miteinander kombiniert
werden können. Menschen in der Pflegestufe 0 (vor allem Demenzkranke)
sollen erstmals Anspruch auf Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflege erhalten.

- Im Bereich sogenannter niedrigschwelliger Angebote sollen neue zusätz-
liche Betreuungs- und Entlastungsleistungen eingeführt werden, etwa für
Hilfen im Haushalt oder Alltagsbegleiter und ehrenamtliche Helfer. Dafür
erhalten künftig alle Pflegebedürftigen 104 Euro pro Monat. Demenzkranke
erhalten 104 beziehungsweise 208 Euro pro Monat.

- Der Zuschuss zu Umbaumaßnahmen steigt von bisher 2 557 auf bis zu
4 000 Euro pro Maßnahme. In einer Pflege-WG können diese Maßnahmen
mit bis zu 16 000 Euro bezuschusst werden. Für Pflegehilfsmittel des
täglichen Verbrauchs steigen die Zuschüsse von 31 auf 40 Euro pro Monat.
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- Zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sollen Lohnersatz-
leistungen für eine zehntägige bezahlte Auszeit vom Beruf, vergleichbar
dem Kinderkrankengeld, eingeführt werden. Durch den Gesetzentwurf
werden dafür bis zu 100 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Die
Lohnersatzleistung wird in einem separaten Gesetz geregelt, das ebenfalls
am 1. Januar 2015 in Kraft treten soll.

- In Pflegeheimen werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die
Zahl der Betreuungskräfte von bisher 25 000 auf bis zu 45 000 Betreuungs-
kräften erhöht werden kann.

- Mit den Einnahmen aus 0,1 Beitragssatzpunkten (1,2 Mrd. Euro jährlich)
wird ein Pflegevorsorgefonds aufgebaut. Er soll ab 2035 der Stabilisierung
des Beitragssatzes dienen, wenn die geburtenstarken Jahrgänge (1959 –
1967) ins Pflegealter kommen.

Zur Finanzierung dieser Leistungen werden die Beiträge zur Pflegeversicherung
am 1. Januar 2015 um 0,3 Prozentpunkte und im Laufe der Wahlperiode um
weitere 0,2 Prozentpunkte angehoben. Dies führt zu Mehreinnahmen in Höhe
von etwa fünf Milliarden Euro.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung zu
nehmen.

Um die Leistungen im ambulanten und stationären Bereich weiter anzugleichen,
sollen die Leistungsbeträge für ambulante Pflegesachleistungen, teilstationäre
Pflege sowie für Übergangsleistungen für Personen mit erheblich einge-
schränkter Alltagskompetenz über die im Gesetzentwurf vorgesehene Dynami-
sierung angehoben werden.

Darüber hinaus soll durch eine Änderung des § 38a SGB XI der Anspruch auf
zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohn-
gruppen weiterentwickelt werden. In diesem Zusammenhang wird die Bundes-
regierung aufgefordert, die Notwendigkeit weiterer Anpassungen im SGB XI
zur Sicherung einer tragfähigen und nachhaltigen Finanzierung alternativer
Wohn- und Betreuungsangebote darzulegen.
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Ferner soll zur Steigerung der Selbständigkeit und Selbstbestimmtheit Pflege-
bedürftiger das Leistungsspektrum bei niederschwelligen Betreuungs- und Ent-
lastungsangeboten erweitert werden.

Zur Sicherung des Fachkräftebedarfs in der Altenpflege wird die Bundes-
regierung schließlich aufgefordert, einen Ausbildungsfonds auf Bundesebene,
der sich aus Beitragsmitteln zur sozialen Pflegeversicherung und der privaten
Krankenversicherung speist, zu schaffen.

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik, der Ausschuss für Familie und
Senioren, der Finanzausschuss sowie der Wirtschaftsausschuss empfehlen
dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind der BR-Drucksache 223/1/14 zu
entnehmen.




